Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2607 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5206/68 


Bonn, den 23. Februar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide, insbesondere hinsichtlich der Berichtigung 
der im voraus festgesetzten Erstattung und der für Italien 
vorgesehenen besonderen Maßnahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Februar 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle V/2607 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Getreide, insbesondere hin- 
sichtlich der Berichtigung der im voraus festgesetzten Erstattung 
und der für Italien vorgesehenen besonderen Maßnahmen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In Artikel 1 der niederländischen Fassung der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rats vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide sind bei der „Bezeichnung der Erzeug- 
nisse" einige Fehler unterlaufen, die eine Berichti- 
gung dieses Textes erforderlich machen; nach Arti- 
kel 4 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der französischen, 
italienischen und niederländischen Fassung dieser 
Verordnung werden die abgeleiteten Interventions- 
preise für die gleiche Standardqualität wie der 
Grundinterventionspreis festgesetzt, während die 
deutsche Fassung eine Festsetzung für die gleiche 
Standardqualität wie der Richtpreis vorsieht; da ein 
Grundinterventionspreis für Mais nicht festgesetzt 
worden ist, ist es angebracht, den französischen, ita- 
lienischen und niederländischen Text zu berichtigen 
und das Wort „Grundinterventionspreis" durch 
„Richtpreis" zu ersetzen. 

In Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG ist aus den im zehnten Erwägungsgrund dieser 
Verordnung dargelegten Gründen eine Erstattung 
bei der Erzeugung vorgesehen für Mais und Weich- 
weizen, die zur Herstellung von Stärke, Quellmehl 
und Gritz verwendet werden; da nicht nur die 
Stärkeindustrie Mais und Weichweizen zur Her- 
stellung von Quellmehl verwendet, muß die ur- 
sprüngliche Fassung der genannten Vorschrift ange- 
paßt werden, damit alle aus diesen Getreidearten 
Quellmehl herstellenden Industrien der Gemein- 
schaft von der Erstattung bei der Erzeugung Nutzen 
ziehen können. 

Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG bestimmt, daß die im voraus festgesetzte Er- 
stattung um einen Berichtigungsbetrag ergänzt wird, 
mit dem Ziel, wie bei der Prämie zur Ergänzung der 
im voraus festgesetzten Abschöpfung, den besonde- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 


ren Bedingungen der Terminmärkte Rechnung zu 
tragen; es ist daher folgerichtig, daß die Festsetzung 
dieses Berichtigungsbetrages zum gleichen Zeit- 
punkt wie die der Prämie vorgenommen wird; nach 
Artikel 15 Absatz 5 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
werden die Prämiensätze von der Kommission fest- 
gesetzt; für die Festsetzung des Berichtigungsbetra- 
ges werden dieselben Berechnungselemente heran- 
gezogen; es ist daher angebracht, vorzusehen, daß 
der Berichtigungsbetrag ebenfalls von der Kommis- 
sion festgesetzt wird. 

Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG sieht 
vor, daß Italien bei der Einfuhr bestimmter Futter- 
getreidearten die Abschöpfung verringern kann; 
diese Maßnahme beeinflußt das Getreidepreisniveau 
in diesem Mitgliedstaat; die Bedingungen des Mark- 
tes für denaturierten Weichweizen sind dergestalt, 
daß Gerste oder Mais durch diesen Weichweizen bei 
bestimmten Verwendungen ersetzt werden kann; aus 
diesem Grunde muß die Möglichkeit vorgesehen 
werden, Maßnahmen zu erlassen, um Wettbewerbs- 
verzerrungen zwischen den verschiedenen in Frage 
stehenden Getreidearten zu vermeiden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG wird nach Maß- 
gabe der folgenden Artikel geändert. 

Artikel 2 

In Artikel 1 Buchstabe a) der niederländischen 
Fassung wird die „Bezeichnung der Erzeugnisse" für 
die Nummer 10.07 des Gemeinsamen Zolltarifs wie 
folgt geändert: 


Nummer 
des Gemein- 
samen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

10.07 

„Boekweit, kanariezaad en gierst 
(pluimgierst, trosgierst, sorgho of 
doerra, enz.) 

andere granen" 
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A r t i k e 1 3 ! 

I 

Die französische, italienische und niederländische | 
Fassung des Artikels 4 Absatz 1 zweiter Unterabsatz | 
erster Satz werden wie folgt geändert: j 

a) französischer Text: | 

„Les prix d'intervention derives sont fixes, pour | 
ia meme quaiite type, au meme stade et aux : 
memes conditions que le prix indicatif, pour les ' 
centres de commercialisation de la Communaute ' 
autres que Duisbourg." 

b) italienischer Text: 

„Per i centri di commercializzazione della Com- 
unitä diversi da Duisburg i prezzi d'intervento 
derivati vengono fissati, per la stessa qualitä 
tipo, nella stessa fase e alle medesime con- 
dizioni previste per il presso indicativo." 

I 

c) niederländischer Text: 

„De afgeleide interventieprijzen worden voor de j 
andere commercialisatiecentra van de Gemeen- 
schap dan Duisburg voor dezelfde standaard- 
kwaliteit, in hetzeifde Stadium en onder dezelfde 
voorwarden als de richtprijs vastgesteld." 


Artikel 5 

Artikel 16 Absatz 4 erster Unterabsatz letzter Satz 
wird wie folgt geändert: 

„In diesem Fall wird der Erstattungsbetrag durch 
einen Betrag berichtigt, der von der Kommission zur 
gleichen Zeit wie die in Artikel 15 Absatz 2 genannte 
Prämie festgesetzt wird.“ 


Artikel 6 

In Artikel 23 wird der folgende Absatz 4 a) ein- 
gefügt: 

„4 a) Der Rat trifft auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages die erforder- 
lichen Maßnahmen, um Wettbewerbs Verzer- 
rungen im Handel mit denaturiertem Weich- 
weizen einerseits und den in den Absätzen 1 
und 2 genannten Futtergetreidearten, insbeson- 
dere Gerste andererseits zu vermeiden, falls 
Italien von der in den Absätzen 1 und 2 vor- 
gesehenen Ermächtigung Gebrauch macht." 


Artikel 7 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

„1. Eine Erstattung wird gewährt bei der Erzeugung 

a) für Mais und Weichweizen, die in der Gemein- 
schaft für die Herstellung von Stärke oder Quell- 
mehl verwendet werden, 

b) von Kartoffelstärke, 

c) für Mais, der von der Maisindustrie für die Her- 
stellung von Grobgrieß und Feingrieß (Gritz) für 
die Brauerei-Industrie in der Gemeinschaft ver- 
wendet wird.“ 


Im Anhang A werden bei der Bezeichnung der 
Erzeugnisse der Nummer ex 23.07 des Gemeinsamen 
Zolltarifs die Worte „die Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG“ durch die Worte „die Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG“ ersetzt. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Eine Überprüfung der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG des Rats vom 13. Juni 1967 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Getreide (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67) hat ergeben, daß 
eine Harmonisierung bestimmter Artikel erfor- 
derlich ist. Hiervon betroffen sind Artikel 1 der 
niederländischen Fassung und Artikel 4 der fran- 
zösischen, italienischen und niederländischen Fas- 
sung. 

Da am 1. September 1967 die Grund Verordnung 
Reis (Nr. 16/64/EWG) von der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG abgelöst worden ist, muß eine 
entsprechende Berichtigung im Anhang A der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG angebracht werden. 

2. Neben diesen Berichtigungen müssen Artikel 11, 
16 und 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG aus 
folgenden Gründen geändert werden: 

a) Nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a) wird | 
eine Erstattung bei der Erzeugung gewährt i 
für Mais und Weichweizen, die von der 
Stärkeindustrie für die Herstellung von Stärke | 
und Quellmehl verwendet werden. Eine der- 
artige Fassung läßt vermuten, daß diese Rege- 
lung nur dem von der Stärkeindustrie her- 
gestellten Quellmehl zugute kommt. Quell- ! 
mehl wird jedoch — im Gegensatz zu Stärke * 
— nicht ausschließlich von der Stärkeindustrie 
hergestellt. Um einen diskriminierenden Aus- 
schluß der anderen Quellmehl herstellenden 
Industrien zu vermeiden, ist eine Neufassung 
des Absatzes 1 a) im Sinne einer Klarstellung 
notwendig. 

Des weiteren muß in Artikel 11 Absatz 1 
Buchstaben a) und c) klargestellt werden, daß 
die Erstattung bei der Erzeugung nur für die 
Mengen an Mais und Weichweizen sowie 
Grob- und Feingrieß von Mais gewährt wer- 
den muß, die in der Gemeinschaft verwendet 
werden. 

b) Nach der französischen, italienischen und nie- 
derländischen Fassung des Artikels 16 Ab- 
satz 4 wird die im voraus festgesetzte Er- 
stattung um einen Betrag berichtigt, der zum 
gleichen Zeitpunkt wie die Erstattung fest- 
gesetzt wird, während nach dem deutschen 
Text eine gleichzeitige Festsetzung mit der 
Abschöpfung erfolgt. 


Ziel des Berichtigungsbetrages ist es, den 
Preisschwankungen auf dem Weltmarkt bei 
einer Vorausfestsetzung der Erstattung Rech- 
nung zu tragen; für die im voraus festgesetz- 
ten Abschöpfungen erfolgt diese Anpassung 
durch die Festsetzung einer Prämie. Grund- 
lage für die Berechnung sowohl des Berichti- 
gungsbetrages als auch der Prämie sind die 
von der Kommission bei der Festsetzung der 
Abschöpfung ermittelten cif-Preise für Ter- 
minkäufe. Es ist daher in Artikel 16 Absatz 4 
in allen Sprachen der Gemeinschaft vorzu- 
sehen, daß der Berichtigungsbetrag zum glei- 
chen Zeitpunkt wie die Prämie festgesetzt 
wird. 

Nach Artikel 15 Absatz 5 der genannten Ver- 
ordnung werden die Prämiensätze von der 
Kommission festgesetzt. Obwohl bei der Fest- 
setzung des Berichtigungsbetrages die glei- 
chen Berechnungselemente zugrunde gelegt 
werden, wurde in Artikel 16 das Verfahren 
nicht ausdrücklich genannt. Es ist daher vor- 
zusehen, daß die Festsetzung des Berichti- 
gungsbetrages ebenfalls durch die Kommis- 
sion erfolgt. 

c) Artikel 23 sieht vor, daß Italien die Abschöp- 
fung für bestimmte Futtergetreidearten ver- 
mindern kann und in diesem Falle eine Sub- 
vention für diese Getreide aus den anderen 
Mitgliedstaaten gewähren muß. In Absatz 4 
ist vorgesehen, daß, falls dieser Mitgliedstaat 
von der in diesem Artikel vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch macht, der Rat die er- 
forderlichen Maßnahmen trifft, um Wett- 
bewerbsverzerrungen bezüglich der Verarbei- 
tungserzeugnisse zu vermeiden. Denaturierter 
Weichweizen, der mit Gerste und Mais gleich- 
gestellt ist und der aufgrund der Gemein- 
schaftsregelung mit Gerste in Wettbewerb 
steht, fällt nicht unter diese Verarbeitungs- 
erzeugnisse. Der freie Verkehr von denatu- 
riertem Weizen aus den Mitgliedstaaten sowie 
die Herstellung von denaturiertem Weizen ist 
infolge der Unmöglichkeit, die Preise für die- 
ses Getreide auf Futtergetreide auszurichten, 
in Italien praktisch unmöglich gemacht. Es 
muß daher eine Subventions- und Abgaben- 
regelung eingeführt werden können, die dazu 
bestimmt ist, in Italien das Gleichgewicht 
zwischen dem Markt für denaturierten Weich- 
weizen und Futtergetreide herzustellen. 
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